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Die grünrosa Fraktion war in den letzten Jahrzehnten immer Reformmotor und 

Impulsgeber für München. Als konstruktive Opposition bringen wir uns auch in dieser 

Wahlperiode weiter mit Vorschlägen ein, unterstützen das, was im Sinne einer 

nachhaltigen, weltoffenen und sozialen Stadt ist; legen aber auch dort den Finger in 

die Wunde, wo handwerkliche Fehler gemacht werden, notwendige 

Weichenstellungen nicht erfolgen und falsche Entscheidungen gefällt werden. 

Seit eine große Koalition München regiert, herrscht in vielen Bereichen Stillstand und 

Ideenlosigkeit, in manchen Bereichen droht Rückschritt. München wird unter Wert 

regiert! 

Ein Konzept oder wenigstens eine grobe Vorstellung in welche Richtung sich die 

Stadt entwickeln soll, sehen wir bei der aktuellen Münchner Großen Koalition nicht. 

Anstatt die großen Probleme anzugehen, liefern sich CSU und SPD seit Beginn der 

Periode kleinliche Scharmützel darüber, wer nun eigentlich den Ton in der Koalition 

anzugeben habe – gipfelnd in der aktuellen Diskussion über die Bierpreis-Grenze. 

Wenn die Stadt in 10 Jahren nicht vor unlösbaren Problemen stehen will, braucht es 

jetzt einen klaren Kurs und die entsprechenden Beschlüsse dafür. 

In welchen umstrittenen Feldern hier insbesondere Versäumnisse und Fehler 

vorliegen und wo die Alternativen liegen, wollen wir im Folgenden darstellen: 

 

 

 

Große Koalition für den Autoverkehr  

  

Die Frage, welche Rolle der Autoverkehr in München in Zukunft noch spielen soll, hat 

bereits zu rot-grünen Zeiten immer wieder zu Konflikten zwischen den Grünen – rosa 

liste und der SPD gesorgt – Konflikte, die vom größeren Partner oft genug zugunsten 

des Autoverkehrs und dessen Infrastruktur gelöst wurden.  

Jetzt regiert mit der CSU eine Fraktion mit, die sich den Bau zahlreicher kostspieliger 

Tunnel - nicht nur am Mittleren Ring sondern auch an den großen Einfallstraßen ins 

Programm geschrieben hat, und die Orientierung der städtischen Verkehrspolitik auf 

den Autoverkehr ist noch deutlicher geworden. Für die CSU bleibt der Autoverkehr 

eine heilige Kuh, deren Privilegien sich die restliche Verkehrspolitik unterzuordnen 

hat. Die SPD mitsamt dem OB sieht diesem Treiben mal uninteressiert, mal 

wohlwollend zu. Ihr Gestaltungwille erschöpft sich regelmäßig in der Formel, dass 

man niemandem die Wahl seines Verkehrsmittels vorschreiben solle. Von einem 

Umsteuern in der Verkehrspolitik , wie es angesichts anhaltenden Probleme bei der 

Luftreinhaltung, der hohen Kosten für den Bau und den Unterhalt weiterer Tunnel, 

und angesichts der Wachstumsprognosen für die Stadt dringend notwendig wäre, ist 

die Stadt mit dieser Stadtratsmehrheit weiter entfernt denn je. 

  

Zur Halbzeitbilanz der Großen Koalition gehört, dass der Stadt nun schon zum 

zweiten Mal vor Gericht attestiert wurde, dass der Luftreinhalteplan und der Zeitplan 

zur Reduzierung der anhaltenden Stickoxid-Belastung unzulänglich sind. Doch die 

Stadtratsmehrheit beharrt auf einer Strategie des Wegduckens und der 

Tatenlosigkeit. Die Luftreinhaltepolitik der Stadt ist ein Armutszeugnis - 

umweltpolitisch, gesundheitspolitisch und verkehrspolitisch. 
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Anstatt ohne Schere im Kopf Wege aufzuzeigen, was gegen die permanente 

Gesundheitsgefährdung durch Luftverschmutzung getan werden kann, wird wortreich 

erklärt, was alles angeblich nicht geht, und Verantwortung und Zeitpläne zu 

verschieben. Alle Vorschläge, die wir zur Verbesserung der Situation gemacht haben 

wurden abgebügelt: Erhöhung der Parkgebühren, Umverteilung von Raum für Autos 

auf andere Verkehrsarten, autofreie Altstadt, ein Bekenntnis zur City-Maut – alles 

nicht durchsetzbar im Münchner Stadtrat. Selbst die zusätzlichen Busspuren, die die 

MVG auf unsere Initiative hin vorgeschlagen hat, um den Öffentlichen Verkehr 

attraktiver zu machen, stoßen bei SPD und CSU auf Widerstand. 

  

Ein betrübliches Beispiel für die Durchsetzungskraft der Autolobby im Münchner 

Stadtrat war auch das jahrelange Tauziehen um die Tram-Westtangente, bei dem 

OB Reiter zwar unter Aufbietung aller Kräfte einen Grundsatzbeschluss 

durchdrücken konnte. Der Preis dafür war allerdings eine bereits jetzt zweijährige 

Verzögerung und, in der Rahmenplanung der Trasse, ein Kotau vor der autofixierten 

Interessenpolitik der CSU, die ein ganze Latte von Maßnahmen für den Autoverkehr 

auf Kosten des Fuß- und Radverkehrs durchsetzen konnte. Man darf gespannt sein, 

ob die CSU wieder für die Westtangente stimmt, wenn es das nächst mal zum 

Schwur kommt, oder ob sie mit neuen Bedenken weiter auf Zeit spielt.  

  

Die Interessen des Autoverkehrs sind es auch, die immer wieder Projekte zur 

Förderung des Fuß- und Radverkehrs behindern und verzögern. So ist die 

Ausweitung des Fußgängerzone in der Sendlinger Straße – ein Projekt, das auf 

Initiative der Grünen in den ursprünglich ja von uns mitverhandelten 

Kooperationsvertrag aufgenommen wurde – nach drei Jahren noch im 

Versuchsstadium. In der Rosenheimer Straße ist eine Umverteilung des 

Straßenraums zugunsten der höchst gefährdeten Radler und Radlerinnen 

gescheitert. Die Tempo 30-Lösung dort bedeutet sicher eine Verbesserung – ein 

großer Wurf ist sie nicht. Auch für eine autofreie Gestaltung des neuen 

Bahnhofsvorplatzes fehlt der Mut, und der Föhringer Ring wird vierspurig ausgebaut, 

aber eine Busspur wird es dort nicht geben. 

  

Auch an den geplanten Investitionen kann man die Vorrangstellung ablesen, die der 

Autoverkehr bei der GroKo genießt. Landshuter Allee, Tegernseer Landstraße oder 

Schleißheimer Straße – geschätzte 1,3 Mrd. € würden diese Projekte kosten und 

entsprechend andere wichtige Investitionen blockieren. An diesen Plänen ändert 

auch die Zustimmung zum Luftreinhaltungs-Bürgerbegehren „Sauba sog i“ nichts, 

von der man befürchten muss, dass sie nur ein Lippenbekenntnis gewesen ist. 

Treibende Kraft ist hier erkennbar die CSU, die SPD hat den Tunnelplänen zwar 

zugestimmt, hat aber gegenwärtig anscheinend nicht so viel Lust, sich offen dazu 

bekennen– in ihrem Pressepapier zur Halbzeit der Amtsperiode Halbzeitbilanz 

tauchen die Tunnelprojekte jedenfalls nicht auf. Oder kündigt sich hier ein Abrücken 

von den Tunnelplänen an? Vernünftig wäre es.  

Wir Grüne fordern die Abkehr von diesen Tunnelplänen und die Verwendung der 

Gelder für den Öffentlichen Nahverkehr sowie für den Fuß- und Radverkehr. Die 

Stadt muss endlich den Mut haben umzusteuern und die anhaltende Dominanz des 

Autoverkehrs im öffentlichen Verkehrsraum aktiv eindämmen um die anderen, 
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umweltfreundlicheren Verkehrsarten attraktiver zu machen. Das geht nicht ohne die 

Umverteilung von Straßenraum. Wir fordern ein münchenweites Radwegenetz mit 2 

m breiten Radwegen an allen Hauptverkehrsstraßen. 

Wir sind davon überzeugt, dass die Stadt als Ganzes von einer solchen 

Verkehrswende profitieren würde und haben bereits immer wieder konkrete 

Umgestaltungsvorschläge für einzelne Straßen und Plätze gemacht, wie sie an 

beigefügten Visualisierungen sehen können. 

 

 

 

 

Wohnungsbau  

 

An der Notwendigkeit verstärkten Wohnungsbaus kommt keine ernstzunehmende 

kommunalpolitische Kraft in München vorbei. Die Ausweitungen der städtischen 

Wohnungsbauprogramme wurden daher mit großen Mehrheiten beschlossen, 

ebenso wie die Aufstockung von Kapital und Personal bei den städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften, um sie in die Lage zu versetzen, mehr und schneller 

zu bauen.  

Es ist allerdings bedauerlich, dass die städtischen Wohnungsbaugesellschaften 

durch die Stellplatzsatzung jahrelang gezwungen wurden, unnötig viele Stellplätze zu 

bauen – nach der Formel: eine Wohnung – eine Stellplatz. Da jedoch immer weniger 

Leute ein eigenes Auto haben wollen, wurde lange Zeit viel Geld für den Bau und die 

Betriebskosten ungenutzter und daher sinnloser Stellplätze ausgegeben. Die Grünen 

– rosa liste haben deshalb bereits 2013 eine Reform der Stellplatzsatzung auf die 

Tagesordnung gesetzt – leider vergeblich, weil die SPD nicht mitziehen wollte. Erst 

im Sommer 2016 hat man sich eines Besseren besonnen. Jetzt ist es möglich die 

Zahl der vorgeschriebenen Stellplätze pro Wohneinheit auf bis zu 0,3 zu senken – 

ein Fortschritt, der aber in der praktischen Umsetzung noch durch zu viel Bürokratie 

erschwert wird.  

Auch hier, im Bereich Wohnungsbau haben sich die Privilegien der „Heiligen Kuh“ 

Autoverkehr also negativ bemerkbar gemacht. Und auch bei der Nachverdichtung 

würde sich die Stadt leichter tun, wenn es moderne Verkehrskonzepte gäbe, die auf 

den Autoverkehr und seine negativen Begleiterscheinungen – Lärm, 

Schadstoffemissionen, Raumbedarf – weniger Rücksicht nehmen würde. Denn 

Bedenken vor Ort gegen Nachverdichtungsprojekte beruhen fast immer auch auf 

Befürchtungen vor zunehmendem Autoverkehr.  

Weniger Stellplätze und folglich kleinere Tiefgaragenumgriffe würden auch den 

Baumbestand auf den Bau- und Nachbargrundstücken schonen. Immer wieder fallen 

Bäume ausufernden Tiefgaragenplänen zum Opfer – was bei den Anwohnern 

natürlich für berechtigten Unmut sorgt und auf die Dauer gerade in den 

Innenstadtgebieten die Frischluftversorgung gefährdet. Wohnungsbau und 

Nachverdichtung brauchen soziale Akzeptanz, die Stadt müsste daher dringend 

umsteuern und dem Baumschutz endlich einen angemessenen Stellenwert 

einräumen. Wir haben dazu erst letzte Woche erneut einen Antrag gestellt.  
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Kritisch anzumerken ist auch, dass die Erhaltungssatzung - ein Instrument zum 

Schutz der Mieter, für das Rot und Grün lange gekämpft haben – bisher keine 

Wirkung entfalten konnte. Denn die Abwendungserklärung, mit der die Stadt 

München in Erhaltungssatzungsgebieten auf ihr Vorkaufsrecht verzichtet, indem sie 

gleichzeitig Käufer von Mietshäusern verpflichtet, auf Luxussanierungen mit 

anschließender Umwandlung in Eigentumswohnungen zu verzichten, läuft ins Leere. 

Da schon die Standardausstattung Münchner Wohnungen sehr hoch ist, und 

Luxusmieten auch ohne Luxusausstattung verlangt werden können, wird die 

Abwendungserklärung in der derzeitigen Fassung von Käufern gerne unterschrieben. 

Wir wollen daher die Abwendungserklärung für die Realität des Münchner 

Wohnungsmarkts ertüchtigen. Notwendig ist vor allem eine Verpflichtung zur 

Deckelung des Mietpreises für die nächsten zehn Jahre. 

 

 

 

Natur und Umwelt  

 

München steht beim Wohnungsbau vor gewaltigen Aufgaben, entsprechend ist der 

Druck auf verbliebene Freiflächen enorm gewachsen. Auch die letzten größeren 

freien Flächen, wie im Münchner Norden und Nordosten, werden überplant – oft zu 

Lasten von Freiräumen. Die Isar und der Englische Garten können die zunehmenden 

Defizite nicht mehr kompensieren. Gerade in den immer wärmeren Sommern braucht 

die Stadt wohnortnahe Freiflächen als Naherholungsgebiete und wegen ihrer 

Kühlfunktion. Flächen für Wohnungsbau gibt es in München noch ausreichend ohne 

wertvolles Grün vernichten zu müssen: Zum Beispiel die vielen ebenerdigen 

Parkplätze oder überdimensionierter Straßenraum, der eine Randbebauung zulassen 

würde. 

Wir halten es in dieser Lage für sinnvoll, nach einer gründlichen Bestandsaufnahme 

bestimmte Flächen für „tabu“ zu erklären – d.h. sie für die Bebauung zu sperren und 

langfristig zu erhalten. Das bedeutet die Wohnbauplanung einmal umgekehrt zu 

denken: Der Freiraumbestand steht fest und darum herum wird dann die 

Wohnbebauung geplant. Das sollte nicht nur für größere Flächen gelten, sondern in 

bereits hoch verdichteten Stadtvierteln auch für kleinere Flächen  Grünflächen, 

Plätze oder auch breite Wege. 

Entsprechende Anträge haben wir bereits vor über einem Jahr gestellt, sie werden 

von der Stadtverwaltung leider seit langer Zeit verschleppt. Die Anliegen des 

Naturschutzes werden in München systematisch unterbewertet. Auch die 

naturschutzrechtlichen Mindestanforderungen sind keineswegs selbstverständliche 

Leitlinien politischen Handelns. Jüngstes Beispiel für die beim Naturschutz 

herrschende Ignoranz ist der von SPD und CSU jahrelang betriebene Plan, ein 

Parkhaus für den Tierpark im FFH-Gebiet der südlichen Isarauen zu errichten. Dass 

dieser Plan nun vom Tisch sein dürfte, ist aber bedauerlicherweise keine 

Konsequenz besserer Einsicht sondern der Gewissheit drohender Niederlagen vor 

Gericht.  
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Sicherheit und Liberalität 

 

München steht für ein weltoffenes, liberales Stadtklima und ist – was aus Sicht der 

CSU ein Widerspruch zu sein scheint – gleichzeitig die sicherste Großstadt Europas. 

Seit Beginn der Periode versucht die CSU dieses liberale Klima zu kippen. 

Während Josef Schmid sich noch im letzten Wahlkampf als liberaler CSUler gab, 

waren kurz nach der Wahl schon ganz andere Töne von ihm zu hören. So warf er 

dem Oberbürgermeister vor, seine Position zu Geflüchteten sei „extrem und isoliert“, 

sei „Lagerfeuerromantik“, und man bräuchte auch in München eine „Obergrenze“. In 

schlechter Erinnerung sind auch die periodisch auftretenden rechten Ausfälle der 

CSU-Fraktion - genannt sei beispielsweise ein rassistischer Nacktbild-Tweet oder die 

sogenannte „Weihnachtsansprache“ im Jahr 2015.  

Bemerkenswert ist, dass sich die SPD statt klare Kante zu zeigen von der CSU 

treiben lässt, wie sich in etlichen konkreten Beschlüssen widerspiegelt: Bei der 

Einschränkung von bettelnden Menschen, beim kommunalen Ordnungsdienst, bei 

der sogenannten Sicherheitswacht, bei der Videoüberwachung – deren Ausweitung 

sich auch der Oberbürgermeister wünscht - und bei Trinkverboten am Hauptbahnhof 

oder nun nicht mehr frei zugänglichen Verwaltungsgebäuden. All das gipfelte in der 

Schließung des „Haus mit der roten Fahne“, dem die SPD zustimmte nachdem die 

CSU in der Vollversammlung gar keinen Hehl daraus machte, dass es ihr schlicht 

darum ging ein linkes Projekt aus der Stadt zu vertreiben. 

Momentan erleben die Bemühungen der CSU das liberale Stadtklima zu kippen 

einen neuen Höhepunkt: mit der Forderung nach bewaffneten Hilfssheriffs oder dem 

Angstraummelder, die nicht nur vom Bundestags-Kandidaten Michael Kuffer 

propagiert werden, sondern auch vom CSU-Bürgermeister und dem 

Fraktionsvorsitzenden Unterstützung erhalten.  

Wir Grüne lehnen die Angstkampagne der CSU ab und stehen zum liberalen 

Stadtklima. München braucht keinen kommunalen Ordnungsdienst, der – auch noch 

mit Schusswaffen versehen – im öffentlichen Raum jeden, der in seinen Augen 

irgendwie auffällig ist oder von der Norm abweicht, mit Kontrollen unter Druck setzt. 

Es ist noch in sehr guter Erinnerung, wie die Schwarzen Sheriffs in den 70ern und 

80ern sozial Schwache drangsaliert haben. München ist nicht wegen der 

Angstmacherei der CSU sicherste Großstadt Europas; sondern dies ist das Ergebnis 

einer sehr bewussten 24-jährigen Sozialpolitik. 

 

 

 

Flüchtlingspolitik 

 

Der solidarische Umgang mit Menschen die nach München geflohen sind, hat in den 

letzten drei Jahren viele Münchnerinnen und Münchner bewegt. Die Bilder vom 

Münchner Hauptbahnhof gingen als Zeichen spontaner Hilfsbereitschaft um die 

ganze Welt. Und auch der Entschluss des Oberbürgermeisters, die Bayernkaserne – 
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eigentlich in Obhut des Freistaates - aufgrund untragbarer Zustände vorübergehend 

zu schließen, stieß auf breite Unterstützung. Die Stadtverwaltung, insbesondere das 

Sozialreferat, stand hier oft vor schwierigen Aufgaben und Situationen, die alles in 

allem mit Bravour bewältigt wurden. 

Dass München und insbesondere die Münchner Stadtverwaltung den angefallenen 

Aufgaben gewachsen war, liegt vor allem an den noch unter Grüner 

Regierungsbeteiligung mühsam – oft gegen erbitterten Widerstand – aufgebauten 

städtischen Strukturen wie der Einrichtung des Amtes für Wohnen und Migration oder 

der Regelförderung von Organisationen wie Refugio. Die klare Positionierung des 

Oberbürgermeisters für eine Grüne Flüchtlingspolitik, aber auch das im Vergleich zur 

Landes-CSU gemäßigte Auftreten der städtischen CSU, die auch unseren Anträgen 

zur Schaffung von gesonderten Unterbringungen für Frauen, für unbegleitete 

Minderjährige oder LGBT-Geflüchteten ohne Maulen zugestimmt hat, freut uns - wir 

sehen es als Ergebnis jahrelanger GRÜNER Arbeit. Dennoch beobachten wir mit 

großer Sorge, dass diese Errungenschaften aktuell massiv in Frage gestellt werden. 

Immer öfter schürt auch die städtische CSU in den Stadtvierteln Stimmung gegen die 

Unterbringung von geflüchteten Menschen, in der letzten Stadtrats-Vollversammlung 

klangen die Wortbeiträge der CSU bezüglich Abschiebungen nach Afghanistan mehr 

nach der AfD. 

Wir Grüne stehen auch weiterhin für eine menschenwürdige Asylpolitik in der 

Landeshauptstadt, was auch bedeutet die städtischen Strukturen weiter zu 

entwickeln und anzupassen – wie wir es Anfang letzten Jahres als Antragspaket 

„Masterplan für Geflüchtete“ in den Stadtrat eingebracht haben. 

 

 

 

Digitalisierung und Bürgerbeteiligung 

  

Ein Mangel ein Weitblick lässt sich auch bei einem anderen für die Zukunft der Stadt 

entscheidenden Thema feststellen: Der digitalen Entwicklung der Stadtverwaltung 

und der Bürgerbeteiligung.  

Hier hat die Große Koalition die Chancen nicht genutzt – und womöglich nicht einmal 

richtig verstanden -, die in einer verstärkten Nutzung von elektronischen Medien 

liegen – sowohl für Abläufe innerhalb der Verwaltung als auch für die Interaktion 

zwischen BürgerInnen und Stadtverwaltung. In einer wachsenden Stadt kann die 

Verwaltung ihre Aufgaben durch rationellere, IT-gestützte Prozesse effizienter 

erfüllen – und das mit kaum mehr Personal und Kosten als bisher. Eine Studie der 

Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement hat festgestellt, dass 

bei 70 % der Kernprozesse einer Verwaltung ein Einsparpotential von 20-40 % durch 

E-Government liegt, was auf München heruntergerechnet 200-400 Mio. Euro wären. 

Auch für Transparenz und Bürgerbeteiligung könnte ein entschlossener Ausbau des 

E-Governments ein Gewinn sein. 

Doch die Stadt München ist in einen digitalen Schlaf verfallen. Selbst die von uns 

beantragte und vom Stadtrat längst beschlossene Fixmystreet-App (zur Meldung von 

Schäden und Defiziten in der städtischen Infrastruktur per Smartphone) ist noch nicht 

richtig umgesetzt. Andere Kommunen in Deutschland und besonders in Österreich 

(Wien und Salzburg sind z.B. vorbildhaft) haben München längst überholt.  
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Auch beim Ausbau der Bürgerbeteiligung blieb die GroKo hinter den Möglichkeiten 

zurück, die das Internet bietet. Wer die Ankündigungen von Seppi Schmid im letzten 

Wahlkampf zur Stärkung der Bürgerbeteiligung ernst genommen hat, sieht sich 

getäuscht: Projekte wie Online-Petitionen oder eine Transparenzsatzung kamen nur 

schleppend oder gar nicht voran, oder sie erfahren wie der Bürgerhaushalt ein 

Begräbnis 2. Klasse. 

Es bleibt abzuwarten, ob die neue Struktur der städtischen IT genügend 

Kompetenzen erhalten wird, um beim E-Government und der die nötigen 

Entscheidungen durchzusetzen. Die von der GroKo vorgesehene Rückkehr zu 

Windows wäre für die Weiterentwicklung der gesamten städtischen IT allerdings ein 

Klotz am Bein. Limux ist nicht die Ursache der Probleme der städtischen IT, eine 

Remigration würde nicht nur Zeit kosten, sondern auch finanzielle Ressourcen 

binden, die dringend für anderes gebraucht werden. 

  

 

Fazit: 

 

Nach drei Jahren Schwarz-Rot ist zwar kein Rollback in die Zeiten von Erich Kiesl 

und FJS erkennbar. 24 Jahre rotgrün haben die Stadt so verändert, dass auch die 

CSU sich notgedrungen modernisieren musste. CSU und SPD blockieren sich 

allerdings regelmäßig – die persönliche Konkurrenz zwischen dem 

Oberbürgermeister und dem 2. Bürgermeister ist mittlerweile eine feste Größe der 

Stadtpolitik geworden. Das ist nicht immer ohne Unterhaltungswert wie bei der 

lächerlichen Debatte um eine Deckelung des Bierpreises. Aber in wichtigen Fragen 

wie etwa im Verkehr, bei der Sicherung der Grünflächen oder bei der Digitalisierung  

droht ein Stillstand oder ein Verschleppen wichtiger Entscheidungen. 

 

 


